
Ta2 Inhalt Seite

30.6.200Q Gefahrenabwehrverordnung. Gefihrliche Hu~de . 247

Gefahrenabwehrverordnung. Gefährliche Hunde
Vom 30. Juni 2000

(3) Hunde diirfen nicht durch Zuchtauswahl, Ausbildung
oderHaltung zu gef~hrlichen Hunden herangebildet werden.

§3

Haltung gef~hrlicher Hunde

Aufgnind
des § 1 Abs. 1 und der §§ 27 und 38 Nr. 1 des Polizei- und
OrdnungsbehBrdengesetzes (FOG) in der Fassung vom
10. November 1993 (GVB1. S. 595), zuletzt ge~dert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. November 1999 (GVB1.
S. 407),BS 2012-1,
wird von demMinisterium des Innern und fI1r Sport und

aufgrund
des § 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Heilberufsgesetzes vom

20. Oktober 1978 (GVB1. S. 649; 1979 S. 22), zuletzt geändert

durch Artike165 des Gesetzes vom 12.. Oktober 1999 (GVB1.

S. 325), BS 21~2-1,

wird'hinsichtlich des § 3 Abs. 3 Satz 1 und des § 11 Abs. 1

auch von dem Ministerium filr Umwelt und Forsten im

Benehmen mit der LandestierärztekammeT Rheinland-~falz

filr das Land Rheinland-Pfalz verordnet:

(1) Wer einen gef~hrlichen Hund halten will, bedarf der
Erlaubnis der 5rtlichen Ordnungsbeh5rde. Die Erlaubnis
wird nur erteilt, wenn
1. ein berechtigtes Interesse an der Haltung eines gefähr-

lichen Hundes besteht,
2. die antragstellende Person die zur Haltung eines. geiähr-

lichen Hundes erforderliche Sachkunde besitzt und das
18. Lebensjahr vollendet hat und

3. keine. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
antragstellende Person ~e zur Haltung eines gefährlichen
Hundes ~rforderliche Zuverl~sigkeit nicht besitzt.§1

Gef~hrliche Hunde

(2) Einberechtigtes Interesse an der Haltung eines gef«br-
lichen Hundes kann insbesondere vorliegen, wenn diese der
Bewachung eines gefährdeten gesitztums dient.

(3) Der Nachweis der zur Haltung eines gef§.hrlichen HUndes
erforderlichen Sachkunde wird durch die Bescheinigung
e;iner von der Land~stierUrztekammer Rheinland-Pfalz
benannten sachverstUndigen Person oder Stelle {lber eine
nach den Prlifungsstandards der LandestierU.rztekammer
Rheinland-Pfalz erfolgreich abgelegte Sachkundeprlifung
erbracht. Er gilt ft1r die Halterin oder den Halter nur in Ver-
bindung mit dem Hund, mit dem die Sachkundeprlifung
abgelegt worden ist, unli nur ft1r einen Z~itraum von
ft1nf Jahren.

(1) Als gefihrli~he Hunde im Sinne dieser Verordnung

gelten:
1. Hunde. die sich als bissig erwiesen haben,
2. Hunde. diedurch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie

Wild oder Vieh hetzen oder reißen.
3. Hunde. die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise

Menschen angesprungen haben. und
4. Hunde. die eine ßber das natßrliche Maß hinausgehende

Kampfbereitschaft. Angriffslust. Schiffe oder andere in
ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaft entwickelt
haben.

(2) Hunde der RassenFit BullTerrier, American Staffordshi-
re Terrier und Staffordshire Bullterrier sowie Hunde, die von
einer dieser Rassen abstammenJ sind gefährliche Hunde im
Sinne des Absatzes 1.

§2

Zucht- und Handelsverbot,

Unfruchtb~rmachung

(1) Die Zucht, die Vermehrung und der Haridcl mitgefähr-
lichen Hunden sind verboten.

(4) Die zur Haltung eines gefährlichen Hundes erforderliche
Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer
1. wegen der vorsitZlichen Begehung einer Straftat oder min-

destens zwe~mal wegen einer iIIl Zustand derTrunkenheit
begangenen Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist,
wenn seit dem ~intritt derRechtskraft der letzten Verur-

teilung filnf Jahre noch nicht verstrichen sind,
2. trunkstichtig, rauschIIlittelstichtig, geisteskrank oder

geist.esschwach ist oder
3. wiederholt gegen Bestimmungen in Absatz 1 Satz 1 oder

Absatz 5, § 2 Abs; 1 oder 3,§ 4 oder § 5 verstoßen hat.
Zum Nachweis dei Zuverlissigkeit kann die Vorlage eines
Ftihrul;lgszeugnisses verlangt werden.

{2) Die /jrtliche Ordnungsbehörde soll die Unfruchtbarma-
chung eines gefährlichen Hundes anordnen, wenn die Gefahr
der Heranbildung gef~hrlicher Nachkommen besteht.
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{5) Gef~hrliche Hunde sind So zu halten, dass Menschen,
Tiere und Sachen nicht gef~hrdet werden. Sie sind insbeson-
dere in sicheremGewahrsam zu halten.

(5) Die örtliche Ordnungsbehörde kann Ausnahmen vom

Maulkorbzwang nach Absatz 4 zulassen, wenn im Einzelfall
eine Gefahr für dieöffentliche Sicherheit nicht zu befilrcht~n
ist.

§4

Kennzeichnungs- und Mitteilungspflichten

(1) Gefährliche Hunde sind durch einen elektronisch lesba-
ren Chip dauerhaft und unverwechselbar so zu kennzeich-
nen, dass ihre Identität und Gefährlichkeit festgestellt werden
kann. Die Kennzeichnung hat durch eine praktizierende
Tierärztin oder einen praktizierenden Tierarzt zu erfolgen.
Die'Halterin oder der Halter desgefährlichen Hundes hat der
,8rtlichen Ordnungsbeh8rde die Kennzeichnung des gefähr-
lichen Hundes durch eine Bes~heinigung der Tierärztin oder
des Tierarztes, die oder der die Kennzeichnung vorgenom-
lXlen hat, nachzuweisen. In der Bescheinigung sind die auf
dem Chip gespeicherten Daten anzugeben;

(2) Wer als Halterin oder Halter einen gefährlichen Hund
einer anderen Person länger als vier Wochen zur Obhut Uber-
lässt, hat unter Angabe de~ Namens und der Anschrift dieser
Person den dortigen Verbleib des Hundes unverzuglich der
fßr den Wohnsitz der Halterin oder des Halters zuständigen
Brtlichen prdnungsbehBrde mitzut~ilen. Der gef~hrliche
Hund darf nur einer Person zur Ob:hut uberlaSse:n w~rden,
die das 18. Lebensjahr vollendet hat u~d die erforderliche
Zuverlässigkeit besitzt; § 3 Abs. 4 giltentsprechend. Die Brt-
liche Ordnungsbehörde kann die Überlassung untersagen,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dadurch
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit besteht.

(3) Das Abhandenkommeneines gef~hrlichen Hundes ist von
der Halterin oder dem Halter unverzUglich der ~rtlichen
Ordnungsbeh~rde mitzuteilen.

§5

FUhren gef~hrlicher Hunde

(1) Außerhalb des befriedeten Besitztums sowie bei Mehr-
familienhäusern' auf Zuwegen, in Treppenhiusern und
Fluren sowie in sonstigen, von der Hausgemeinschaft
gemeinsam genutzten Räumen darf einen gefährlichen. Hund
nur ruhren, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, kBrperlich
in der Lage ist, den Hu~d sicher zu ruhren, und die zur Fuh.
rUng eines gef:thrlichen Hundes erforderlicheZuverlässigkeit
besitzt. § 3 Abs.4 gilt entsprechend.

§6
o rdnungswidrigkei ten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 37 Ab~. 1 POG handelt,
wer unerlaubt vors~tzlich oder fahrl«ssig

1. entgegen § 2 Abs. 1 eine Zucht oder einen Handel mit
gef~hrlichen Hunden betreibt oder eine Vermehrung
nicht verhindert,

2. entgeg~n § 2 Abs. 3 einen Hund durch Zuchtauswahl,
Ausbildung oder Haltung zu einem gefährlichen 1:fund
heranbildet,

3. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 einen gef~hrlichen Hund ohne
die erforderliche Erlaubnis hält,

4. entgegen § 3 Abs. 5 einen gefährlichen Hund nicht so, hält, dass Menschen, Tiere und Sachen nicht gef~h'rdet

werden,
5. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 3 als Haltetin oder Halter die

Kennzeichnung eines gefährlichen Hundes nicht nach-
weist,

6. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 als Halterin oder Halterden
Verbleib des gefährlichen Hundes nicht, nicht ri~htig,
nicht\ vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt,

7; entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2 als Halterin oder Halter einen
gef~hrlichen Hund einer an~eren Person zur Obhut
iiberl«sst, dienach nicht 18 Jahre alt ist oder nicht die
erforderliche Zuv~rl«ssigkeitbesitzt,

8. entgegen § 4 Abs; 3 als Halterin oder Halter dasAbhan-
denkommen des gef~rlichen Hundes nicht oder nicht
rechtzeitig mitteilt,

9; entgegen § 5 Abs. 1 einen gef§hrlicheri Hund fiihrt,
iobwohl er noch nicht 18 Jahre alt oder dazukOrperlich
nicht in der Lage ist oder nicht die zur PI1hrung eines
gef~hrlichen Hunde~ erforderliche. Zuverl§ssigkeit
be$itzt,

10, entgegen § 5 Abs. 2 einen gefKhtlichen Hund yon einer
Person fiihren l«sst, die noch nicht 18 J-ahre alt oder dazu
körperlich nicht in der Lage. ist oder nicht dje zur
Führung eines gefährlichen Hundeserforderliche Zuver-
l«ssigkeit besitzt,

11. entgegen § 5 Abs. 3 mehrere gef§hrliche HUnde gleich-
zeitig führt oder

12. entgegen § 5 Abs. 4 einen gef§hrlichen Hund nicht
anleint oder ohne einen das Beißen verhindernden Maul-

.korb führt.
(2) Es ist unzul~sig, einengefährlichenHund außerhalb des
befriedeten Besitztums sowie bei Mehrfamilienhäusern auf
Zuwegen, in Treppenh~usern und Fluren sowie in sonstigen,
von der Hausgemeinschaft gemeinsam genutzten R~umen
von einer Person ftihren zu lassen, die nicht die 'Vorausset-
zungen des Absatzes 1 erfU1lt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Gddbuße bis zu
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des
Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeitep ist die 8rtliche Ord.

nungsbehörde.

(3) Eine Person darl nicht gleichzeitig mehrere gefährliche
Hunde fUhren. §7

Widerruf der Erlaubnis" Zwangsmittel

(4) Außerhalb des befriedeten
familienhäusern auf Zuwege
Fluren sowie in sonstigen,

gemeinsam genutzten Räumen
leinen und haben einen das Bei
zu tragen.

(1) .Die Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 kann von der Brtlichen
OrdnungsbehBrde jed~rzeit widerrufen werden, wenn die
Voraussetzungen fnr ihre Erteilung wegfallen.

(2) Die örtliche Ordnungsbehörde hit bei fortdauernden Ver-
stBßen gegen diese Verordnung Zwangsmittel anzuwenden.

Besitztums sowie bei Mehr-
n, in Treppenh~usern und
von der Hausgemeinschaft
sind gefUhrliche Hunde anzu-
ßen verhindernden Maulkorb
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§B

Ausnahmen

dieser Bestand binnen zwei Monaten nach In-Kraft-treten
dieser Verordnung der 5rtlichen Ordnungsbeh5rde angezeigt
und ihr die Kontrolle erm5g1icht wird.

Diensthunde des Bundes, des Landes und der kommunalen
GebietskBrperschaften, Herdengebrauchshunde und Jagd-
hunde dürfen abweichend von § 2 Abs. 3 mit dem Ziel eirier
gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber
Menschen und rieren ausgebildet werden, soweit dies fiir die
jeweilige Zweckbestimmung erforderlich iSt. FUrHerdenge-
brauchshunde undJagdhunde gilt abweichend von § 3 Abs. 3
auch eine Bescheinigung über eine bestandene J~gerpriifung
als Sachkundenachweis; § 5 Abs. 3 und 4 gilt fiir diese
Hunde nicht, soweit sie im Rahmen ihrer jeweiligen
Zweckbestimmung eingesetztwerden. Die §§ 3 bis 5 finden
aufD~ensthunde des Bundes, des Landes und der kommuna-
len Gebietsk1>rperschaften keine Anwendung.

(2) Pe~sonen, die beim In-Kraft-Treten dieser Verordnung
einen gef~hrlichcn Hund halten, bediirfen abweichend von
§ 3 Abs. 1 Satz 1 keiner Erlaubnis, wenn sie der örtlichen
Ordnungsbeh5rde binnen zwei Monaten nach In-Kraft.
Treten dieser Verordnung unter Angabe ihrer Personalien
die Haltung, die Rasse und das ,Alter ~chriftlich anzeigen. Jri
den Fülen des Satzes I kann die 5rtliche OrdnungsbehBrtie
die Haltung untersagen, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass die Halterin oder der Haltef die zur Haltung
eines gefK.hrlichen Hundes erforderliche Zuverl~sigkeit nicht
besitzt, oderwenn nicht binnen vier Monaten nach In-Kraft-
Treten dieser Verordnung die zur Haltung eines gefährlichen
Hundes. erforderliche Sachkunde gemKß § 3 Abs. 3 nachge-
wiesen wird.

§9
Sonstige Vorschriften \iber das HaI ten

und F\ihren von Hunden
(3) Personen, die beim In-Kraft-Treten dieser Verordnung
einen geiihrlichen H~nd halten, haben diesen binnen zwei
Monaten nach In-Kraft- Treten dieser Verordnung gem§ß § 4
Abs. 1 kennzeichnen zu lassen und dies unverzUglich der 5it-
lichen Ordnungsbeh5rde nachzuweisen.

Gefahrenabwehrverordnungen und sonstige allgemein ver-
bindliche Vorschriften der allgemeinen OrdnungsbehOrden
Uber das Halten und FUhren von Hunden, insbesondere im
Hinb)ick auf Anleingebote bleiben unberl1hrt, soweit sie
nicht gefährliche Hunde betreffen. § 11

In-Kraft-Treten

§ 10

Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der VerkUndung in
Kraft.

(1) Abweichend von § 2 Abs. 1 sind die Zucht und der
Handel mit dem bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung vor-
handenen Bestand an gef«hrlichen Hunden zul«5sig, wenn

(2) Gleichzeitig tritt die Gefahrenabwehrverordnung
-Gefihrliche Hunde -vom 13., September 1996 (GVB1.
S. 364, BS 2012-1-10) außer Kraft.

Mainz,den 30. Juni 2900
Per Minister des Innern

undfilr Spor~
Walter Zuber
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und Forsten
K. Martini
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